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Museum sucht Leitung

D
as Ulmer Museum ist in diesem
Jahr 90 Jahre alt geworden. Fürs
Publikum ist aus diesem Anlass

eine Sonderausstellung zum Werk von
Heinz Mack aufgelegt worden, die noch bis
Januar andauert, doch mitten in die Feier-
lichkeiten, die es in Wahrheit nie gegeben
hat, platzte jetzt die Kündigung der Mu-
seumschefin Gabriele Holthuis. Sie habe, 
teilte die Stadtverwaltung vorige Woche in
dürren Zeilen mit, den Oberbürgermeister
Ivo Gönner um Auflösung des Dienstver-
hältnisses zum 30. Juni 2016 gebeten. Der 
OB hat der Bitte mittlerweile
entsprochen.

Damit hat die Ära Holthuis
nur knapp drei Jahre ange-
dauert – eine Zeit, so ist zu
konstatieren, in der sich das
Schattendasein des Stadtmu-
seums nur weiter verfinsterte.
So sank die jährliche Besu-
cherzahl von rund 41 000 im
Jahr 2010 auf gut 35 000 in
2014. In den vergangenen
Jahren hat das Museum ein
Defizit von mehr als 300 000 Euro ange-
häuft. Die Einnahmen aus Museumstickets
und Verkäufen im museumseigenen Shop
blieben Jahr für Jahr konstant rund 40 Pro-
zent unter dem Planansatz. Alle Erwartun-
gen an Gabriele Holthuis an eine Wende für
das Museum, an neue Ideen und zugkräfti-
ge Konzepte, waren enttäuscht worden.

Ende November, als die Museumschefin
an den Ulmer Gemeinderat mit einem An-
trag auf Erhöhung des Budgetzuschusses
um 148 000 Euro fürs kommende Jahr he-
rantrat, war das Maß offensichtlich voll.
Der Kulturausschuss ließ den Antrag ein-
stimmig durchfallen, denn die Museums-
chefin habe nicht darlegen können, mit 

welchen Konzepten sie die Publikumsmi-
sere zu beheben gedenkt. Und dann hieß es
auch gleich, die promovierte Kunstwissen-
schaftlerin könne nicht mit ihren Mitarbei-
tern und lasse betriebswirtschaftliches
Verständnis vermissen.

Dabei hatte die Leiterin zum Beispiel
noch im Januar dieses Jahres eine neue
Museums-App vorgestellt, die beim Besuch
entweder aufs eigene Smartphone geladen
oder über kostenlose Leihgeräte an der
Museumskasse aufgerufen werden konnte.
Das ging aber auch nur, weil der Ulmer Rot-

ary-Club freundliche Finanz-
hilfe leistete. 

Mag Holthuis auch
Schwierigkeiten mit dem Ul-
mer Idiom haben – das Ur-
problem des Stadtmuseums
ist ihr nicht anzulasten. Es be-
steht in der Unklarheit zur
Frage, wofür es denn nun
eigentlich steht: für die Doku-
mentation ehemaliger deut-
scher Reichsstadtherrlich-
keit? Oder für das Vermächt-

nis regionaler Maler und bildender Künst-
ler? Oder will das Museum, als Hüterin des
berühmten „Löwenmenschen“ aus Mam-
mutelfenbein, Zentrum für die Eiszeit-
kunst auf der schwäbischen Alb sein?

All das können, für sich genommen, an-
dere Einrichtungen schon besser: das
Archiv der Hochschule für Gestaltung auf
dem Kuhberg zum Beispiel, das Weishaupt-
Museum für moderne Kunst, oder das Haus
der Stadtgeschichte auf dem Weinhof. Es
wird, wie früher schon, schwierig mit der
Nachfolge für die scheidende Museums-
chefin. Stadtverwaltung und Kulturräte er-
warten Visionen fürs Museum, die bis heu-
te selber nie hatten. 

Abgang Gabriele Holthuis verlässt im Unfrieden das Ulmer Museum. 
Es ist ein Gemischtwarenladen geblieben. Von Rüdiger Bäßler

Gabriele Holthuis hat
genug von Ulms Kultur-
politik. Foto: Stadtarchiv Ulm
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Dem Pförtner bleibt die Tür versperrt

F
riedrich Preuschoff kann Ungerech-
tigkeiten nicht ertragen. „Des regt
mich uff“, sagt der 61-jährige Bade-

ner dann, und er sagt es oft. Der Familien-
vater kämpft nicht nur mit dem Ortenau-
kreis, sondern auch mit seinem Bluthoch-
druck. Dass er als Pförtner am kreiseigenen
Klinikum nicht für die Linken in den Kreis-
tag einziehen darf, hält er aber nicht nur für
saumäßig ungerecht. Er ist davon über-
zeugt, dass das verfassungswidrig ist. 

Am Freitag, 18. Dezember, entscheidet
der Verwaltungsgerichtshof in Mannheim
(VGH) über den Fall (AZ 1 S 485/14). Die 
Richter des zuständigen Ersten Senats ha-
ben bereits erkennen lassen, dass auch sie
an der Verfassungsmäßigkeit des Paragra-
fen 24 der baden-württembergischen
Landkreisordnung zweifeln. 

Kürzlich hat Friedrich Preuschoff Post
bekommen vom Ministerpräsidenten. 
Winfried Kretschmann gratu-
lierte dem 61-Jährigen, der in
der knapp 4000 Einwohner
zählenden Gemeinde Mei-
ßenheim lebt, zu 40 Jahren im
öffentlichen Dienst. „Ich habe
die Urkunde oben“, sagt Preu-
schoff. Die Mehrzahl dieser
Jahre hat der Krankenpfleger
im Offenburger Klinikum ver-
bracht. Seit dem 15. Mai 1977
arbeitet er in dem Eigenbe-
trieb des Ortenaukreises, er 
war Stationsleiter und mehr als 30 Jahre 
lang Personalratsvorsitzender. Gelernt hat
er seinen Beruf im Tübingen der 70er Jah-
re. Der junge Friedrich Preuschoff sympa-
thisierte mit der DKP. Heute sitzt er in sei-
nem Häuschen vor einer Wand mit Setz-
kasten und Porzellanfigürchen. Der Tisch
ist mit Spitzendecke geschmückt, Preu-
schoff serviert selbst gebackene Plätzchen.
Aber ein Linker ist er geblieben, 1996 trat er
der PDS bei. Wenn er von Parteifreunden
erzählt, spricht er von Genossen. 

2009 bekam er einen Bandscheibenvor-
fall. Die Ärzte in der Reha sagten ihm, er
könne künftig nicht mehr als Pfleger arbei-
ten, sondern dürfe nur noch leichte bis mit-
telschwere Tätigkeiten ausüben. Damit be-
gannen die juristischen Händel mit seinem
Arbeitgeber, dem Klinikum. 2011 einigte
man sich, Preuschoff verzichtete auf vier
Lohngruppen und wechselte im März 2012
von der Station zur Pforte. 

In dieser Zeit starb Reinhard Bross, der
bei der Kommunalwahl 2009 als einziger
Genosse den Sprung in den Offenburger 
Kreistag geschafft hatte. Preuschoff hatte
damals ebenfalls kandidiert – und wäre als
Nachrücker für Bross an der Reihe gewe-
sen. Doch der Landrat Frank Scherer lehn-
te das ab. Als Angestellter der kreiseigenen

Krankenhausgesellschaft dürfe er das
Mandat gemäß Paragraf 24 der Landkreis-
ordnung nicht annehmen. Diese Vorschrift
besagt, dass Beamte und Arbeitnehmer des
Landkreises und des Landratsamtes nicht 
Kreisräte sein können. Davon ausgenom-
men sind nur „Arbeitnehmer, die überwie-
gend körperliche Arbeit verrichten.“ 

Pförtner zählen nicht dazu. Dabei gebe
es keinen Spielraum, sagt der Landrat
Scherer: „Das ist gesetzlich so geregelt.“ Er
habe durchaus Verständnis für die Kritik
an dieser Vorschrift. Die habe sich aber ans
Land zu richten. „Wenn man ein anderes
Ergebnis wollte, müsste der Landtag die
Gesetze ändern.“ Preuschoff versuchte es 
erst einmal mit dem Verwaltungsgericht in
Freiburg. Doch die Richter folgten im De-
zember 2012 der Einschätzung des Land-
ratsamtes. Dagegen wiederum legte Preu-
schoff beim VGH Berufung ein. Zusätzlich

beantragte er, ihn so lange als
Kreisrat zuzulassen, bis die
Berufung entschieden sei.

Zwar lehnte der Erste Se-
nat des VGH am 19. März 2013
diesen Antrag ab, doch in der
achtseitigen Begründung
meldeten die drei Richter
deutliche Zweifel an, ob die
Landkreisordnung an jener
Stelle verfassungsmäßig ist.
Es sei fraglich, ob die Rege-
lung in Paragraf 24 vom

Grundgesetzartikel 137 gedeckt sei.
Die Wählbarkeit von Beamten und An-

gestellten des öffentlichen Dienstes könne
gesetzlich beschränkt werden, heißt es in
diesem Artikel. Das war eindeutig, als das
Grundgesetz verabschiedet wurde. Doch
der Begriff des Angestellten hat seit knapp
elf Jahren ausgedient. Denn seit dem 1. Ja-
nuar 2005 wird sozialversicherungsrecht-
lich nicht mehr zwischen Arbeitern und
Angestellten unterschieden. 

„Mit der überkommenen Abgrenzung
nach den Kriterien der körperlichen oder
geistigen Prägung der Arbeit“ im Paragraf
24 habe der Gesetzgeber offensichtlich die
alte Unterscheidung zwischen Arbeitern
und Angestellten nachzeichnen wollen,
urteilte der VGH. Fraglich sei aber, ob diese
Kriterien noch taugen in einer Berufswelt,
in der auch die Anforderungen an ehemals
klassische Arbeiterstellen gewachsen sei-
en. Sind die VGH-Richter am 18. Dezember
von der Verfassungswidrigkeit des Geset-
zes überzeugt, geht die Angelegenheit an
das Bundesverfassungsgericht. 

Friedrich Preuschoff hätte gern einen
Knopf dran. Er fühlt sich nicht ganz ge-
sund, er schläft schlecht. Schließlich sind
auch die Auseinandersetzungen mit dem
Klinikum nicht ausgestanden, zurzeit ruht

sein Arbeitsverhältnis. „Man macht sich
Gedanken, wie es beruflich weiter geht.“ 
Andererseits will ihm partout nicht in den
Kopf, wieso ihm als Pförtner die Kreistags-
tür versperrt bleibt, sich die Bürgermeister
aber die Klinke in die Hand geben. „Das ist
nicht sauber gelöst, das ist ganz einfach un-
demokratisch“, sagt der 61-Jährige. 

Immerhin hat der Landrat die Dienst-
aufsicht über die Bürgermeister. Zudem
bestimmt der Kreistag die Kreisumlage, die
jede Gemeinde bezahlen muss. Mit 27,5 
Punkten ist die Umlage im Ortenaukreis 
die niedrigste im Land. „Der Landrat
kommt ja gar nicht an gegen diese Bürger-

meister-Bagage“, schimpft Preuschoff. Tat-
sächlich hat die Bürgermeister-Fraktion im
Offenburger Kreistag die absolute Mehr-
heit. Nach Angaben des Landratsamtes 
sind 44 der 87 Kreisräte aktuelle oder ehe-
malige Rathauschefs. Allein die 36-köpfige
CDU-Fraktion hat 25 Bürgermeister. 

In den Landtag dürfen Bürgermeister
nächstes Jahr nicht mehr gewählt werden.
Von 2016 an gilt die strikte Trennung von
Amt und Mandat. Die Mannheimer Richter
haben sich am Freitag mit Friedrich Preu-
schoff zu befassen. Aber sollte der Pförtner
Recht bekommen, hat er eine ziemlich gro-
ße Tür aufgestoßen. 

Ortenaukreis Der VGH entscheidet, ob einem Klinik-Beschäftigten 
der Zugang zum Kreistag verwehrt werden darf. Von Carola Fuchs

Das Landratsamts des Ortenaukreises – 44 der 87 Kreisräte sind Bürgermeister oder waren
es einmal. Auch der Pförtner Friedrich Preuschoff will Kreisrat werden. Fotos: Ridder, Fuchs

Friedrich Preuschoff darf
nicht in den Kreistag –
das regt ihn auf.

Nur eine Distanzierung

D
as Karlsruher Instituts für Techno-
logie (KIT) wurde in seiner Grün-
dungsphase von 1956 überwiegend

von Personen geleitet, die mehr oder weni-
ger tief in das Nazi-Regime verstrickt wa-
ren. Das belegt ein jetzt vorgelegtes Gut-
achten. Der Senat des KIT hat sich jetzt
zwar von der Ehrensenatorenwürde dis-
tanziert, die man 1969 dem KIT-Grün-
dungschef Rudolf Greifeld verliehen hatte,
schloss aber aus, ihm diese Ehrung post-
hum abzuerkennen mit der Begründung,
dies sei rechtlich nicht möglich.

Der Jurist Rudolf Greifeld
war von 1956 an Chef der eins-
tigen „Reaktorstation“, die
später zum Forschungszent-
rum mit rund 3700 Mitarbei-
tern anwuchs – und in seinen
jungen Jahren offenbar ein 
„glühender Antisemit“. In sei-
ner Zeit als Kriegsverwal-
tungsrat im besetzten Groß
Paris wirkte er 1941 und 1942
an Erlassen mit, die auf klare
Benachteiligung der jüdi-
schen Bevölkerung ausgelegt waren.
Unterlagen eines im Mai 1945 ums Leben
gekommenen französischen Resistance-
Kämpfers belegen zudem, dass Greifeld
„Listen von jüdischen Beschäftigten“ an-
forderte – als erstem administrativen
Schritt für die Verschleppung der Juden in
die Vernichtungslager.

1969 ernannte die damalige Leitung der
Universität Karlsruhe Greifeld zum Ehren-
senator – für seine Verdienste um den Auf-
bau des KIT-Vorläuferinstituts und die seit
vielen Jahren enge Zusammenarbeit mit
der benachbarten Uni. Jetzt berieten die 28
Mitglieder des KIT-Senats über das 200-
Seiten-Gutachten zur NS-Vergangenheit

von Greifeld, das der Düsseldorfer Histori-
ker Bernd A. Rusinek erstellt hatte. Rund
drei Jahre lang hatte die Erstellung des
Gutachtens gedauert. Der Senat distanziert
sich nun von der Ernennung zum Ehrense-
nator: „Nach heutigem Kenntnisstand und 
auf Basis ethischer Bewertungen würde die
Ehrung von Dr. Greifeld nicht mehr erfol-
gen. Der KIT-Senat bedauert die damalige
Ehrung“, teilte die Hochschule jetzt mit.
Im Jahr 1969 habe noch „keine Auseinan-
dersetzung mit dem Verhalten von Greifeld
in der NS-Zeit stattgefunden“, so das Gre-

mium. Gleichwohl gebe es
keine posthume Aberken-
nung der Ehrensenatoren-
würde für den 1984 verstor-
benen Gründungschef.

Nach rechtlicher Würdi-
gung und „vorherrschender
juristischer Ansicht“ sei die
Auszeichnung bereits mit
dessen Tod erloschen. Die
Uni Konstanz hatte 2012 bei
einem vergleichbaren Fall
völlig konträr entschieden.

Dort wurde dem früheren Konstanzer Rat-
hauschef Bruno Helmle, der maßgeblich an
der Gründung der Bodensee-Universität
mitgewirkt hatte, nahezu zeitgleich die Eh-
renbürgerwürde der Stadt als auch die Eh-
rensenatorenwürde der Uni posthum ent-
zogen. Der 1996 verstorbene Helmle hatte
sich in den Kriegsjahren an jüdischem Ver-
mögen bereichert. 

Die Fragestellung dürfte das KIT wohl
noch länger beschäftigen. Denn auch ande-
re Mitarbeiter des Forschungszentrums 
wie etwa Josef Brandl, Walther Schnurr
oder Gerhard Ritter, sollen teilweise sogar 
noch tiefer in die Verbrechen des NS-Re-
gimes verstrickt gewesen sein als Greifeld. 

Karlsruhe Das Forschungszentrum KIT prüfte die NS-Vergangenheit 
des Gründungsgeschäftsführers Rudolf Greifeld. Von Stefan Jehle Karlsruhe

Schlägerei: Schädelbasisbruch 
Bei einer Schlägerei in Karlsruhe hat ein Mann 
einen Schädelbasisbruch erlitten. Am frühen 
Dienstagmorgen tauchte der schwer verletzte 
Mann vor einem Imbiss auf. Der Betreiber alar-
mierte die Polizei und den Rettungsdienst. Der 
verletzte 28-Jährige war betrunken und gab an, 
sich nicht an Einzelheiten erinnern zu können, 
teilte die Polizei mit. Nach ersten Erkenntnis-
sen hatte sich der Mann mit drei Unbekannten 
gestritten. Wo die Schlägerei statt fand, war 
zunächst nicht bekannt. dpa

Gutach

79-Jähriger überfällt Laden
Ein 79-Jähriger hat mit einer täuschend echt 
aussehenden Waffe einen Supermarkt in Gu-
tach (Ortenaukreis) überfallen. Er bedrohte 
laut Polizeiangaben vom Dienstag einen Mit-
arbeiter des Supermarkts, schnappte sich Bar-
geld und flüchtete. Wie viel Geld der Mann er-
beutete, wollte die Polizei zunächst nicht mit-
teilen. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft wur-
de gegen den 79-Jährigen Haftbefehl wegen 
schweren Raubes erlassen. Ein Zeuge hatte die 
Beamten am Sonntag auf den leicht verletzten 
und stark verschmutzten Mann aufmerksam 
gemacht. In seinen Taschen fand die Polizei 
Geld. Im näheren Umkreis wurde die mutmaß-
liche Tatwaffe gefunden. Die Ermittler hoffen 
durch die Festnahme auch weitere Raubüber-
fälle im Bodenseeraum aufklären zu kön-
nen.Der Mann war erst vor wenigen Monaten 
aus der Haft entlassen worden. dpa

Kurz berichtet

Rudolf Greifeld – ein
Sympathisant des NS-
Regimes. Foto: KIT

Heidelberg

Asylverfahren sollen 
verkürzt werden
Für die oftmals schleppende Bearbeitung
der Asylverfahren hat das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (Bamf ) viel Kri-
tik einstecken müssen – jetzt soll ein Mo-
dellprojekt in Heidelberg für mehr Tempo
sorgen. Derzeit werde im Registrierungs-
zentrum der Stadt ein Verfahren getestet,
bei dem Asylanträge nach Erfolgsaussicht
in Gruppen eingeteilt werden, sagte ein
Sprecher des Bundesamts am Dienstag in
Nürnberg. Ziel sei es, die Bearbeitungszeit 
deutlich zu verkürzen.

Über Anträge von Flüchtlingen mit sehr
guter oder sehr schlechter Bleibeperspek-
tive wird nach Angaben des Sprechers noch
vor Ort entschieden. Komplexere Fälle und
Anträge, die eigentlich in einem anderen
EU-Land gestellt werden müssten, gehen
hingegen wie bisher üblich zur Bearbeitung
an die Bamf-Außenstellen. Das Verfahren
soll künftig auch an anderen Standorten
angewendet werden. Das Modellprojekt
wird am Freitag bei einem Besuch von
Bamf-Präsident Frank-Jürgen Weise und
Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
(Grüne) vorgestellt. Im November war
bundesweit über knapp 356 000 offene
Asylverfahren noch nicht entschieden. Die 
durchschnittliche Bearbeitungsdauer liegt
bei rund fünf Monaten. Weise hatte bereits
angekündigt, die Verfahrensdauer 2016 auf
drei Monate absenken zu wollen. dpa

Südbahn

Kretschmann sieht 
Bahn in der Pflicht
Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
(Grüne) geht davon aus, dass der Vertrag
über die Elektrifizierung der Südbahn „in 
Bälde“ unterschrieben wird. Das Kabinett 
habe am Dienstag die notwendigen Be-
schlüsse gefasst. „Die Hindernisse von Sei-
ten der Regierung sind ausgeräumt“, sagte 
der Regierungschef. Das Land übernehme
freiwillig einen „erheblichen Betrag“. Das
Verkehrsministerium schätzt die Kosten 
für das Projekt auf 225 Millionen Euro. Es
soll von Bund und Land gemeinsam finan-
ziert werden. Der Baubeginn wird für 2017
angestrebt. Kretschmann nimmt an, dass
das Bundesverkehrsministerium zu-
stimmt. „Ich hätte keinerlei Verständnis,
wenn jetzt nicht endlich ein Knopf dran kä-
me“. Das Thema werde seit 30 Jahren im
Landtag behandelt. 

Der Ministerpräsident erinnerte auch
daran, dass die Elektrifizierung der Süd-
bahn ein Versprechen der Befürworter von
Stuttgart 21 gewesen sei. Dieseltriebwagen 
dürften gar nicht in den künftigen Stuttgar-
ter Tiefbahnhof einfahren. Ohne Elektrifi-
zierung gäbe es laut Kretschmann „keine
durchgehende Verbindung mehr von Lin-
dau nach Stuttgart“. Er sieht „die Bahn ab-
solut im Obligo“ für die Modernisierung
der etwa hundert Kilometer langen Verbin-
dung zwischen Ulm und dem Bodensee. ral
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